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ANFRAGE

der Bundesräte Albrecht K. Konecny

und GenossInnen

an die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie

betreffend Weiterbeschäftigung eines Mitarbeiters, der durch seine rechtsradikalen und

antisemitischen Aktivitäten und Äußerungen bekannt ist

Gerhard Sauer, der bereits von Infrastrukturminister Michael Schmid als Sekretär in seinem

Ministerbüro beschäftigt war und nun bei Ministerin Forstinger tätig ist, ist nicht erst seit

kurzem ein wortgewaltiger öffentlicher Verfechter der rechten Szene. 1977 unterstützte er die

neonazistische Aktion Neue Rechte und zählte Anfang der 80iger Jahre zu deren

Gründungsmitgliedern. (Zur Erinnerung: Im Jahre 1983/84 wurde der Führungskader dieser

militanten Gruppierung in einem aufsehenerregenden Prozeß wegen NS - Wiederbetätigung

zur Verantwortung gezogen.) Daneben war Gerhard Sailer auch als Autor der Zeitschrift

„Fakten“ tätig. Diese ist laut dem Dokumentationsarchivs des Österreichischen Widerstandes

vor allem auf ausländerfeindliche Propaganda und die Verteidigung neonazistischer Straftäter

ausgerichtet.

Nach dem Ende der ANR wechselte Gerhard Sailer zur FPÖ. Dort wurde er relativ schnell

Sekretär des Ringes Freiheitlicher Wirtschaftstreibender. Dies hielt ihn allerdings nicht davon

ab, weiterhin rechtsextreme politische Aktionen bzw. Aktionen, die am extrem rechten

politischen Rand zu platzieren sind, zu unterstützen. So unterstütze er 1986 die

Präsidentschaftskandidatur des Rechtsextremisten Otto Scrinzi und besprach 1997 euphorisch

das Handbuch von Robert Dürr, das Antifa - Handbuch. Dieses Buch war sozusagen der

österreichische Beitrag zur breitangelegten neonazistischen Antiantifa - Kampagne.

Die jüngsten Kommentare und Äußerungen von Sauer zeigen sehr deutlich, dass er nichts von

seiner ehemaligen Gesinnung eingebüßt hat, sondern mehr denn je zu antisemitischen und

rechtsextremistischen Äußerungen steht. So hat er kürzlich in der Ausgabe vom 27.4.2001 der

Zeitschrift „Zur Zeit“ erklärt:

          „Die berüchtigten gelben Plakate aus der NR - Wahl mit ihren gleichermaßen

           selbstverständlichen wie goldrichtigen Wahrheiten (‚Asylbetrug stoppen‘ etc.) wären

           genau richtig gewesen und hätten ruhig noch verschärft werden können! (...) Die extrem

           welche Asylpolitik des ÖVP - Linksverbinders Strasser und die Kniefälle Schüssels und

           Schaumayers vor den einschlägigen Machthabern der Ostküste wären so zwar nicht zu

           verhindern, aber wenigstens anzuprangern gewesen. (...) Denn wozu ist die FPÖ in der

            Regierung, wenn ‚Asylkriminelle und Heroinafrikaner mehr denn je ihr Unwesen

            treiben und der Bürger schlimmer als je zuvor für dubiose Entschädigungsansprüche

            ausgepresst wird!“‘ (Zur Zeit 17/2001, 27.4.2001)

Hier werden eindeutig Codeworte verwendet, die als antisemitisch zu bezeichnen sind. Die

sogenannte Ostküste ist immer als ein Synonym für "jüdischen Einfluß" und Anspielung auf

eine "jüdische Weltverschwörung" gehandhabt worden. Letzteres spielte im Wiener

Wahlkampf wieder eine verstärkte Rolle. Es läßt sich beobachten, dass die FPÖ in Zeiten

ihrer Krise, in der sich Wähler zu Scharen von ihr abwenden, verstärkt aufjene Klaviatur

zurückgreift, die ihr den letzten Jahrzehnten immer wieder Wahltriumphe zugesichert hat.

Jene Klaviarur, die aus Ausländerfeindlichkeit, xenophobische Vorurteile und rassistische

Ressentiments besteht.

Wenn Sailer auf die „dubiosen Entschädigungsansprüche“ (Sailer) hinweist, dann versucht er

jene Ressentiments zu mobilisieren, die gegen die korrekte Aufarbeitung der Geschichte und

der legitimen Zurückgabe von Wertgegenständen und Besitztümern an die ursprünglichen

Eigentümer, die aus Österreich zwangsemigrieren mußten, ausgerichtet sind.

Das lange Zeit vermisste Signal der Übernahme der Verantwortung und der Bereitschaft,

zumindestens die Wertgegenstände ihren legitimen Besitzern zurückzugeben, wurde mit der

legedären Rede des damaligen Bundeskanzlers Vranitzky initiiert und bestimmt seither die

österreichische Innenpolitik. Sauer stellt mit seinen Äußerungen nicht nur dies alles in Frage,

sondern versucht diese Politik als Ungerechtigkeit gegenüber der österreichischen Nation

darzustellen.

Die eindeutigen antisemitischen Äußerungen, die wohl in keinster Weise geduldet werden

können und die in die tiefste politische Schublade greifen, um Sozialneid und Ressentiments

gegenüber Minderheiten zu schüren, wurden von Ministerin Forstinger zwar verurteilt, jedoch

wurden bisher keinerlei Anstalten getätigt, Konsequenzen aus diesem Skandal zu ziehen.

Wenn Sailer meint, dass es sich bei seinem Artikel nur um Banalitäten aus rechter Sichtweise

in "Staberljournalismus“ handelt, so muß dem aufs Vehementeste widersprochen werden.

Rechtsextremistische und rassistische bzw. antisemitische Äußerungen können und dürfen

nicht im österreichischen politischen Diskurs geduldet werden.

Es kann nicht akzeptiert werden, dass rassistische, rechtsextremistische und antisemitische

Äußerungen verharmlost und banalisiert werden. Wenn Sailer erklärt, dass seine Aussagen

nur Banalitäten sind, dann muß darauf hingewiesen werden, dass er diese in einer Zeitschrift

veröffentlicht hat. die von Nordrheinwestfälischen Verfassungsschutz als rechtsextrem

eingestuft wurde. Das heißt: Er hat Codeworte an eine bestimmte Gesinnungsgenossenschaft

ausgesandt - mit all den damit verbundenen Konsequenzen.

Wenn nun Ministerin Forstinger der Meinung ist, dass sie sich aus der Affäre herausstehlen

kann, indem sie zwar die Aussagen ihres Mitarbeiters verurteilt. allerdings keine

Konsequenzen aus seiner rechtsextremistischen, rassistischen und antisemitischen

Gesinnungshaltung zieht, dann muß darauf hingewiesen werden. dass sie sehr wohl eine hohe

politische und ethische Verantwortung trägt. Jeder Minister/jede Ministerin trägt die

Verantwortung für sein/ihr Ministerbüro. Im Falle der Weiterbeschäftigung Sailers in

Forstingers Ministerbüro, liegt daher die Vermutung nahe. dass sie nur für die Öffentlichkeit,

um nicht selbst in den Geruch von rassistischer, antisemitscher und rechtsextremer

Verharmlosung zu geraten. die Sailerschen Wortmeldungen öffentlich verurteilt. aber

insgeheim nichts gegen sie einzuwenden hat.

Die unterzeichneten Bundesräte stellen daher folgende

Anfrage

1. Welche Konsequenzen beabsichtigen Sie als Dienstvorgesetzte in Bezug auf die Sauer -

     Affäre zu treffen?

2. Ist Ihnen bekannt, dass weitere Mitarbeiter Ihres Ministerbüros über rechtsextreme

    Vergangenheiten verfügen?

3. Ist in Ihrem Büro üblich, rassistische oder antisemitische Bemerkungen zu machen bzw.

    zu verharmlosen?

4. Teilen Sie die Ansichten Gerhard Sailers?

5. Mit welchen Aufgaben ist Gerhard Sailer in Zukunft betraut?

6. Wie werden Sie als Dienstvorgesetzte reagieren, wenn Sailer in Zukunft solche Ansichten

    und Artikel veröffentlicht?

7. Wie beurteilen Sie als Dienstvorgesetzte die in der Zeitung angeführten Aussagen Sailers?

